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DSJ Dachverband Schweizer Jugendparlamente
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
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UNO Organisation der Vereinten Nationen
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
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ASO Auslandschweizer-Organisation
GSoA Gruppe für eine Schweiz ohne Armee
CdA Chef der Armee
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

SOG Schweizerische Offiziersgesellschaft
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

ABC Atomare, biologische und chemische Bedrohungen und Gefahren
MSK Sicherheitskomunikationssystem
KomABC Eidgenössische Kommission für ABC Schutz

FSPJ Fédération Suisse des Parlements des Jeunes
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
ONU Organisation des Nations unies
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
DFI Département fédéral de l'intérieur
OFPP Office fédéral de la protection de la population
UPIC Unité de pilotage informatique de la Confédération
MELANI Centrale d'enregistrement et d'analyse pour la sûreté de l'information
DEVA Développement de l'armée
OSE Organisation des Suisses de l'étranger
GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée
Chef de
l’Armée

Chef de l’Armée
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

SSO Société Suisse des Officiers
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

ABC Dangers de nature atomique, biologique et chimique
CMS Système de communication mobile de sécurité
ComABC Commission fédérale pour la protection ABC
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Stimm- und Wahlrecht

Den vom Bundesrat beantragten Ausbau der politischen Rechte für schweizerische
Staatsangehörige im Ausland behandeln wir an anderer Stelle. 1

ANDERES
DATUM: 30.12.1990
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Der Bundesrat ging bei der Interpretation der ihm vom Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetzes (RVOG) auferlegten Pflicht zur Information der
Öffentlichkeit einen Schritt weiter und startete im Rahmen der eidgenössischen
Volksabstimmungen vom 5. Juni 2016 einen Pilotversuch mit Videos, in welchen die
Abstimmungserläuterungen visualisiert wurden. Die Abstimmungsvideos zu den
Änderungen des Fortpflanzungsmedizingesetzes sowie zur Asylgesetzrevision wurden
auf dem rund ein Jahr zuvor eingerichteten Youtube-Kanal für
Bundesratsinformationen aufgeschaltet. In ihrer Medienmitteilung machte die
Regierung darauf aufmerksam, dass die Produktion der Videos lediglich je rund CHF
5000 gekostet hätte, was im Rahmen des ordentlichen Budgets liege. Um den
Informationsgewohnheiten besser zu entsprechen, wolle der Bundesrat auch mittels
Multimedia informieren. 
Die beiden Videos wurden laut Bundesrat rund 55'000 Mal aufgerufen, was eine
Fortsetzung des Pilotprojektes nahelege. Entsprechend wurden auch für die
Abstimmungsvorlagen vom September (Volksinitiative Grüne Wirtschaft; Volksinitiative
AHVplus; Bundesgesetz über den Nachrichtendienst) multimediale
Abstimmungserläuterungen produziert. Im Gegensatz zu den ersten Produktionen
wurden zusätzlich Untertitel für Hörbehinderte erstellt und eine verbesserte
Strukturierung der visuellen Erläuterungen vorgenommen. 
Laut Medienbericht vom Oktober wurden die drei September-Videos rund 65'000 Mal
angeklickt und der Bundesrat liess entsprechend auch eine visuelle
Abstimmungserläuterung für die im November anstehende Abstimmung über die
Atomausstiegsinitiative erstellen. 2

ANDERES
DATUM: 27.04.2016
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Dossier: Vote électronique – 2000 bis 2022

Beauftragt durch mehrere Digitalisierungsvorstösse des Parlaments legte der Bundesrat
2002 einen Bericht zu Chancen und Risiken der elektronischen Ausübung der
politischen Rechte, der so genannten «Vote électronique» vor, worunter
elektronisches Abstimmen und Wählen (E-Voting), elektronisches Sammeln von
Unterschriften (E-Collecting) und die elektronische Behördeninformation bei Wahlen
und Abstimmungen verstanden wird. 
In der Folge wurden in einzelnen Gemeinden (in den Kantonen GE, NE, ZH) vom Bund
bewilligte Pilotprojekte zu E-Voting durchgeführt, über die der Bundesrat 2006 einen
eher zurückhaltenden Bericht vorlegte. Es gelte «Sicherheit vor Tempo», E-Voting solle
demnach vor allem Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern dienen. In der Folge
führten zwölf Versuchskantone (BE, LU, FR, SO, BS, SH, SG, GR, AG, TG, NE, GE) mit drei
unterschiedlichen Systemen E-Voting für im Ausland wohnhafte Stimmberechtigte ein.
In den Kantonen Genf und Neuenburg konnte zudem eine begrenzte Zahl an in den
beiden Kantonen wohnhaften Personen elektronisch abstimmen und wählen. 
2013 legte der Bundesrat einen neuerlichen Bericht vor, in dem er für die
Nationalratswahlen 2015 die Nutzung von E-Voting durch eine Mehrheit der

ANDERES
DATUM: 05.10.2000
MARC BÜHLMANN
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Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer ankündigte. In der Folge scheiterten
verschiedene Vorstösse, die eine raschere Gangart forderten, genauso wie Vorstösse,
die den Ausbau von E-Voting aus Sicherheitsbedenken bremsen wollten. Insgesamt
nahm aber die Skepsis gegenüber der sicherheitstechnischen Umsetzung von E-Voting
zu und 2015 erteilte der Bundesrat neun Kantonen aufgrund sicherheitstechnischer
Mängel des von ihnen benutzten Systems keine Bewilligung für E-Voting mehr. In der
Folge standen lediglich noch das System des Kantons Genf und ein neu entwickeltes
System der Schweizerischen Post zur Verfügung. 
Bis Ende 2016 hatte die Hälfte aller Kantone Erfahrungen mit E-Voting gesammelt. Der
Bundesrat sprach sich 2017 für flächendeckendes E-Voting als ordentlichen dritten
Kanal aus und legte 2018 eine entsprechende Revision des Bundesgesetzes über die
politischen Rechte vor. Den Kantonen bliebe allerdings freigestellt, ob sie
elektronisches Abstimmen und Wählen nutzen wollen.  
Die bundesrätliche Unterstützung für E-Voting begegnete jedoch 2018 wachsendem
Widerstand. Zwar scheiterten zwei parlamentarische Initiativen, die ein Moratorium für
E-Voting verlangten, 2019 wurde aber eine entsprechende Volksinitiative lanciert (die
allerdings 2020 an der Unterschriftenhürde scheiterte). Ende 2018 kündigt der Kanton
Genf an, sein System aus Kostengründen nicht weiter zu betreiben. Eine
Standesinitiative, die den Bund zur Mitfinanzierung aufgefordert hatte, wurde
abgelehnt. Einziges verbleibendes System war damit jenes der Post, was auf Kritik
stiess, auch weil es sich bei einem Stresstest 2019 als zu wenig sicher erwies. Der
Bundesrat stoppte in der Folge die Bemühungen, E-Voting als dritten Kanal für die
Stimmabgabe einzuführen, und richtete 2020 den Versuchsbetrieb neu aus. Die
nötigen revidierten Verordnungsgrundlagen traten per 1. Juli 2022 in Kraft. Die Post
entwickelte in der Zwischenzeit ein verbessertes System, das von unabhängigen
Expertinnen und Experten überprüft wurde, 2022 aufgrund weiterhin bestehender
Mängel aber noch keine Bewilligung erhielt. 

2018 gab der Bundesrat bekannt, dass E-Collecting nicht weiterverfolgt werden sollte.
Dies stiess auf Kritik, weil Digitalisierung im Sinne von «Civic Tech» laut dem Parlament
möglichst viele Aspekte umfassen sollte. Die Plattform «WeCollect» und andere
ähnliche Vorhaben, die Unterschriftenbögen online anbieten und Netzwerke von
potenziell Unterschriftswilligen schufen, schienen Unterschriftensammlungen zu
vereinfachen. 2021 verlangte der Nationalrat per Postulat einen Bericht über eine
mögliche Einführung digitalen Unterschriftensammelns. 

Chronologie
2000: Vorstösse zu «E-Switzerland» 
2002: Bericht des Bundesrats zu Chancen, Risiken und Machbarkeit elektronischer
Ausübung politischer Rechte
2002-2005: Versuche mit E-Voting (Anières, Testgemeinden Abstimmung vom 26.9.04;
Testgemeinden Abstimmung vom 27.11.04)
2006: Bericht des Bundesrats zu den Pilotprojekten
2013: Evaluationsbericht des Bundesrats zu Vote électronique 2006-2012
2013-2019: Verschiedene Vorstösse zur Beschleunigung (z.B. Mo. 11.3879, Mo. 15.4260),
aber auch für eine Einschränkung der Pilotprojekte (z.B. Mo. 13.3812, Pa.Iv. 15.412, Mo.
15.4237; Pa.Iv. 17.471 und Pa.Iv. 18.420; Pa.Iv. 18.427; Pa.Iv. 18.468) werden abgelehnt
2015: Keine Bewilligung für System von Konsortium aus neun Kantonen
2016/2017: Roadmap für flächendeckende Einführung von medienbruchfreiem E-
Voting
2017: Sicherheitsbedenken nehmen zu
2018: Bundesrat legt Teilrevision des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vor;
Genfer System droht das Aus; Post als einzige Anbieterin stösst auf Kritik; E-Collecting
soll nicht weiterverfolgt werden, was auf Kritik stösst
2019: Volksinitiative für ein E-Voting-Moratorium wird lanciert; Genf gibt eigenes
System auf, weil es vom Bund nicht finanziert wird; System der Post besteht
Sicherheitstests nicht, Bundesrat beschliesst, Überführung von E-Voting in
ordentlichen Betrieb vorerst zu stoppen und Nationalrat beschliesst einen Marschhalt.
2020: Neuausrichtung des Versuchsbetriebs und Entwicklung eines alternativen
Systems durch die Post
2021: System der Post wird vom Bund überprüft; Vernehmlassung zur Neuausrichtung
fällt mehrheitlich positiv aus; Postulat fordert Bericht zu möglichen Folgen einer
Einführung von E-Collecting
2022: Kantonale Versuche mit E-Voting sind grundsätzlich wieder möglich; System der
Post besteht aber Sicherheitsüberprüfung nicht und muss überarbeitet werden.
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_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zum ersten Mal wurde die Durchführung der eidgenössischen Wahlen durch die OSZE
beobachtet. Auf Einladung des Bundesrates befand sich eine internationale Delegation
des OSZE-Büros für demokratische Institutionen und Menschenrechte im Juni und
dann nochmals während der Wahlen im Oktober in der Schweiz. Hintergrund der doch
mit einigem Erstaunen zur Kenntnis genommenen Mission waren nicht Beschwerden
über Unkorrektheiten bei den schweizerischen Wahlen, sondern Kritiken aus
osteuropäischen Ländern, dass von der OSZE meist nur ihre Wahlen und kaum jemals
diejenigen der Westeuropäer kritisch examiniert würden. Siehe dazu auch Nationalrätin
Haering mit ihrer Motion (07.3229). 3

ANDERES
DATUM: 23.08.2007
HANS HIRTER

Die Diskussionen um die Vor- und Nachteile von E-Voting hielten auch im Jahr 2015 an.
Die kritischen Stimmen wurden dabei immer lauter: Insbesondere die Frage der
Sicherheit wurde virulent debattiert. Eigentlich sei es unwichtig, ob zu erwartende
Hackerangriffe erfolgreich seien oder nicht, das Vertrauen ins Wahlsystem und letztlich
in die Demokratie würden so oder so Schaden nehmen, hiess es von dieser Seite. Von
den Befürwortenden wurde hingegen hervorgehoben, dass E-Voting die politische
Beteiligung wenn nicht erhöhen, so doch wenigstens halten könne. Insbesondere für
die Auslandschweizerinnen und -schweizer sei elektronisches Abstimmen und Wählen
teilweise die einzige Möglichkeit, rechtzeitig an die Unterlagen gelangen und
teilnehmen zu können. So zeigten Studien aus den Kantonen Genf und Neuenburg, die
nicht nur Auslandschweizerinnen und -schweizern das elektronische Abstimmen
erlauben, sondern auch einem Teil der ansässigen Bevölkerung, dass das Instrument die
Beteiligung nicht erhöht, aber vor allem im Ausland recht rege benutzt wird. E-Voting
sei vor allem als Substitut der brieflichen Abstimmung zu betrachten und erschliesse
kaum neue Abstimmende, so das Fazit dieser Analysen. Es sei klar, dass Sicherheit und
Zuverlässigkeit an erster Stelle stehen müssten, erklärten die Befürwortenden, man
könne aber die technische Entwicklung nicht aufhalten – null Risiko gebe es nirgends.
Auch für den Bundesrat stand die Sicherheit im Zentrum – er forderte nach wie vor
«Sicherheit vor Tempo». Auch wenn das Fernziel wahrscheinlich einst
flächendeckendes E-Voting sein dürfte, wurde in den Testkantonen bisher lediglich ein
maximaler Anteil von 10 Prozent der Stimmberechtigten für E-Voting zugelassen. 

Derweil wurden die Experimente mit dem elektronischen Abstimmen in den
Testkantonen fortgeführt. Bisher hatten 13 Kantone erste Versuche mit E-Voting
durchgeführt (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG, GE, LU, BS, NE). Im Kanton Zürich
lehnte das Parlament einen Vorstoss der SVP ab, der einen Übungsabbruch verlangt
hätte. Der Kanton Bern stellte die Umsetzung im Berichtsjahr wieder zurück. In Genf
beantragte die Regierung, den Quellcode des eigenen Systems im Internet zu
publizieren, um die Transparenz zu erhöhen und Dritten die Möglichkeit zu geben, das
System auf seine Sicherheit zu überprüfen.  

In technischer Hinsicht bestanden schweizweit drei verschiedene Systeme, die sich
konkurrierten. Das so genannte «Genfer System (CHvote)», das vom Kanton selber
entwickelt worden war, nutzen neben dem Kanton Genf auch die Kantone Basel-Stadt
und Luzern – und bis zum abschlägigen Entscheid auch Bern. Die spanische Firma Scytl
war in Neuenburg für die Umsetzung von E-Voting zuständig und ein so genanntes
Konsortium aus neun Kantonen (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG) bezog die Technik
von der Schweizer Tochter des US-Konzerns Unisys. Die Abhängigkeit von ausländischen
Firmen geriet allerdings zunehmend in die Kritik, da das Risiko von Spionage gross sei.
Als dann die Schweizerische Post auf dem E-Voting-Markt auftrat, wechselte der Kanton
Neuenburg zu dieser neuen Plattform. Allerdings arbeitete die Post eng mit dem
spanischen Unternehmen Scytl zusammen, das zwar im E-Voting-Bereich weltweit
führend ist, aber laut der Zeitung Schweiz am Sonntag auch das US-
Verteidigungsministerium zu seinen Kunden zähle. 

Im Wahljahr 2015 beantragten die E-Voting-Kantone, zum ersten Mal nicht nur
Abstimmungen, sondern auch Wahlen mittels E-Voting durchzuführen. 2011 war dies
erst für Auslandschweizerinnen und -schweizer aus vier Kantonen möglich gewesen.
2015 sollten nun im Ausland wohnende Schweizerinnen und Schweizer aus den 13 dies
beantragenden Kantonen in den Genuss von E-Voting bei Wahlen kommen (AG, BS, FR,
GE, GL, GR, LU, NE, SO, SG, SH, TG, ZH). Im Sommer entschied der Bundesrat allerdings,
das Gesuch der neun Kantone des Konsortiums nicht zu bewilligen, weil das System

ANDERES
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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eine Lücke beim Stimmgeheimnis aufweise. Offenbar bestand eine Möglichkeit, vom
System gelöschte Daten später wiederherzustellen. Der Entscheid des Bundesrates
wurde als «schwerer Rückschlag» kommentiert (NZZ). Die betroffenen Kantone
kritisierten ihn harsch und der Interessenverband der Auslandschweizerinnen und
-schweizer (ASO) zeigte sich «bestürzt». Die Kritiker hingegen sahen sich bestätigt: Die
Junge SVP überlegte sich die Lancierung einer Volksinitiative, mit der der sofortige
Übungsabbruch verlangt würde. 
Den restlichen vier Kantonen (NE, GE, BS, LU) gab die Regierung freilich grünes Licht.
Damit konnten die rund 34'000 im Ausland wohnenden und aus diesen vier Kantonen
stammenden sowie 96'000 in den Kantonen Neuenburg und Genf domizilierte
Wahlberechtigte per Internet wählen, wovon dann letztlich allerdings lediglich rund
13'000 Bürgerinnen und Bürger Gebrauch machten.

Nachdem der Bundesrat dem Konsortium mit seinem Entscheid praktisch den
Todesstoss verpasst hatte, buhlten das Genfer System und das neue System der Post
um die neun Kantone, die dem Konsortium angehört hatten. In der Tat hatte dieses
Ende September beschlossen, nicht mehr in das System zu investieren und sich
entsprechend aufzulösen. Die Zukunft des E-Voting schien damit unsicher und das
erklärte Fernziel einer flächendeckenden Möglichkeit für elektronisches Abstimmen
und Wählen war in weite Ferne gerückt. 4

Aufgrund der provisorischen Zahlen zur Bevölkerungsentwicklung in den Kantonen liess
sich Mitte 2017 errechnen, dass es bei den Nationalratswahlen 2019 erneut zu einer
Verschiebung der Anzahl Sitze in den Kantonen kommen wird. Nutzniesser werden die
Kantone Genf (neu 12 Sitze) und Waadt (neu 19 Sitze) sein, die auf Kosten von Bern (neu
24 Sitze) und Luzern (neu 9 Sitze) ihre Zahl an Volksvertreterinnen und Volksvertretern
erhöhen dürften. Bern hatte bereits bei den Wahlen 2015 einen Sitz verloren. Der
Bundesrat bestätigte diese Berechnungen Ende August. 5

ANDERES
DATUM: 12.08.2017
MARC BÜHLMANN

Im Herbst 2018 lancierte die Bundeskanzlei ihre neue Abstimmungs-App «VoteInfo»
mit übersichtlichen Informationen zu allen anstehenden kantonalen und nationalen
Abstimmungen. Neben den Abstimmungserläuterungen und den wichtigsten
Argumenten können auch die Parolen der Parteien abgerufen werden. Am
Abstimmungstag selber werden zudem die Resultate des Urnengangs präsentiert und
laufend aktualisiert, sowohl auf Ebene Kanton als auch auf Ebene Gemeinde. Vorbild für
die Applikation war ein ähnliches Angebot des Kantons Zürich («Züri stimmt App»). Als
sehr erfreulich wurde in den Medien der Umstand bezeichnet, dass alle Kantone das
Vorhaben unterstützen und die entsprechenden Daten liefern. Kritik kam vom
Dachverband der Schweizer Jugendparlamente (DSJ), der im Rahmen von Easyvote –
dem Kompetenzzentrum für die Förderung der politischen Teilhabe junger
Erwachsener mittels entsprechend aufbereiteter Abstimmungsinformationen – eine
ähnliche App lancieren wollte: Die Applikation des Bundes nutze die Möglichkeiten noch
zu wenig. Bedenken äusserte auch Franz Grüter (svp, LU), der sich als Kritiker von E-
Voting einen Namen machte. Er hoffe, dass die App nicht eine Vorstufe für E-Voting
sei. 6

ANDERES
DATUM: 19.07.2018
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Auslandschweizer

Après que le Conseil fédéral ait décidé en 1985 d'interrompre ses travaux de révision de
la loi de 1975 sur les droits politiques des Suisses de l'étranger, V. Oehen (an, BE), par le
biais d'une initiative parlementaire (Pa.Iv. 86.244), et G. Stucky (prd, ZG), par le dépôt
d'une motion (Mo. 86.944), sont tous deux revenus à la charge en fin d'année pour
tenter d'accorder aux Suisses de l'étranger le droit de vote par correspondance. Seuls
actuellement les fonctionnaires et employés de la Confédération en service à l'étranger
bénéficient de ce droit. Le Conseil des Etats et le Conseil national ont d'ailleurs montré
leur intention d'étendre celui-ci aux conjoints des agents de la Confédération à
l'étranger en adoptant chacun une initiative parlementaire déposée respectivement par
M. Bauer-Lagier (pl, GE) (Pa.Iv. 85.240) et A. Gautier (pl, GE) (Pa.Iv. 85.239). 
Suite à l'approbation quasi unanime prononcée par les milieux et organisations
concernés à l'égard de l'avant-projet de révision de la loi sur l'aide aux écoles suisses à
l'étranger mis en procédure de consultation l'année précédente, le Conseil fédéral a

ANDERES
DATUM: 09.10.1986
ALEXANDRE LACHAT
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chargé le DFI d'élaborer un projet de loi. La révision, rendue publique en décembre,
prévoit une simplification du subventionnement des écoles suisses de l'étranger qui
deviendrait ainsi forfaitaire, l'amélioration de la collaboration entre les écoles
helvétiques et les autres écoles de l'étranger (allemandes et françaises notamment),
ainsi qu'une clarification des compétences des cantons qui patronnent les écoles
suisses de l'étranger (MCF 86.068). La règle qui veut que la part des élèves suisses
atteigne au moins 30 pourcent sera également assouplie au profit des grandes écoles.
En 1986, ce sont dix-sept établissements qui bénéficiaient de l'aide de la
Confédération. En 1986, 4'700 enfants (dont 1'700 Suisses) fréquentaient les dix-sept
écoles suisses de l'étranger. Le Conseil national Mühlemann (prd, TG) a déposé une
motion (Mo. 86.514) demandant une réorientation des écoles suisses de l'étranger. 7

Lors de la tenue du Conseil des Suisses de l’étranger, les expatriés ont adopté à
l’unanimité une résolution demandant à bénéficier des mêmes conditions que leurs
compatriotes restés au pays dans les établissements bancaires. Suite au désaccord
fiscal avec les Etats-Unis, certaines banques refusent de traiter avec ces clients.
Cependant, en réponse à une question de Luzi Stamm (udc, AG), le Conseil fédéral avait
déjà pris position sur ce dossier déclarant que les banques étaient libres dans leurs
pratiques commerciales. 8

ANDERES
DATUM: 26.03.2012
EMILIA PASQUIER

Le nombre des ressortissants helvétiques à l’étranger ne cesse de croître depuis les
dernières années. En effet, la statistique des Suisses à l’étranger publiée à la fin du
mois de janvier a enregistré 746'885 citoyens suisses vivant à l’étranger. Cela équivaut à
une progression de 2% par rapport à l’année précédente, soit 14'726 expatriés de plus
qu’en 2013. Les plus fortes hausses ont été recensées en France (+3'112), en Allemagne
(+2'045) et aux Etats-Unis (+1'176), ce qui correspond aux mêmes pays que les années
précédentes. 9

ANDERES
DATUM: 29.01.2014
CAROLINE HULLIGER

Landesverteidigung

Militärorganisation

Parmi les réformes relatives à l'instruction et recommandées en 1970 par le rapport
Oswald, celles introduites le 1er janvier 1971 ont généralement donné de bons résultats,
bien que leur application ait créé quelques difficultés de commandement et de
discipline. La question de la pénurie d'instructeurs, soulevée également par la
commission Oswald, a reçu un début de réponse. Des améliorations ont été apportées
à leur statut; d'autres le seront encore, notamment en ce qui concerne le point
important de la rémunération. Dans le secteur de l'instruction toujours, un crédit de
CHF 230 Mio. a été voté par les Chambres en faveur de places d'armes, d'exercice et de
tir. Au Conseil national, une proposition Bussey de diminuer ce montant de CHF 62
Mio. n'a recueilli que 17 voix. Le Parlement a approuvé en outre un rapport du Conseil
fédéral sur la planification de tels emplacements. Les populations appelées à vivre ou
vivant au voisinage des places de tir et d'aviation sont sensibles aux inconvénients que
représente leur proximité. Des oppositions à divers projets de création ou
d'agrandissement se sont manifestées dans plusieurs cantons, Lucerne et Tessin
surtout. Ce dernier a obtenu la promesse du DMF de renoncer aux plans d'extension
des places d'aviation de Lodrino et de Locarno-Magadino. 10

ANDERES
DATUM: 20.09.1971
GEORGES ANDREY

Die Weiterentwicklung der Armee, insbesondere die Verstärkung der mechanisierten
Truppen und der Panzerabwehr, bringt auch neue Bedürfnisse nach
Infrastrukturanlagen. Wie schon zweimal seit 1966 legte der Bundesrat dem Parlament
einen Bericht über den Ausbau der Waffen-, Schiess- und Übungsplätze vor, der den
erreichten Stand festhält und über die Planung für das bevorstehende Jahrzehnt
orientiert. Wie der Bericht ausführt, begegnen die Militärbehörden in dieser Aufgabe
zunehmenden Schwierigkeiten: einerseits wegen der stärkeren Sensibilisierung der
Öffentlichkeit für Beeinträchtigungen der Umwelt, anderseits wegen des Wachstums
von Besiedlung, Verkehr und Tourismus. So kam es im Centovalli (TI) während einer
sommerlichen Grenadierübung im Fremdenverkehrsgebiet zu Zwischenfällen mit den
Anwohnern. Durch Entgegenkommen konnte das EMD einen langjährigen Streitfall
beilegen: es verkaufte das für einen Waffenplatz und dann für ein Pferdezentrum

ANDERES
DATUM: 18.10.1976
PETER GILG
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vorgesehene Gelände in den Freibergen zu einem reduzierten Preis an die betroffenen
Gemeinden. Eine Kreditvorlage für militärische Bauten und Landerwerbe in der Höhe
von CHF 429.5 Mio. erlitt im Parlament eine Kürzung um CHF 29.4 Mio., da die
Errichtung einer unterirdischen pharmazeutischen Fabrik mit Lagerräumen in einer
ehemaligen Munitionskaverne des Kandertals nicht als dringlich empfunden wurde. 11

Nach einjährigem Bestehen konnte das «RS-Sorgentelefon» eine erste Bilanz ziehen.
Rund 150 Rekruten oder Angehörige ersuchten in diesem Zeitraum um Hilfe und
Auskunft. Bei den geschilderten Problemen stand offenbar der Zwang zum
«Weitermachen» im Vordergrund. Das Sorgentelefon soll bis zur Errichtung einer
Ombudsstelle weitergeführt werden. Im April bekam das «RS-Sorgentelefon» zivile
Konkurrenz, als kirchliche Kreise, Jugendorganisationen und Beratungsstellen für
Militärverweigerer ein eigenes Kontakttelefon einrichteten. 12

ANDERES
DATUM: 09.07.1993
MARIANNE BENTELI

Un avion de combat F/A-18 s’est écrasé en Valais lors d’un exercice causant la mort
de ses deux occupants. L’enquête s’est prononcée pour une erreur du pilote qui aurait
perdu le sens de l’orientation. 13

ANDERES
DATUM: 15.04.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Les chambres ont approuvé à une quasi unanimité le projet de loi fédérale sur le
transfert à la Caisse nationale d’assurance accidents (CNA ou Suva en allemand) de la
gestion de l’assurance militaire. L’Office fédéral de l’assurance militaire a ainsi été
dissout au 1er juillet et son personnel repris par la Suva. Les synergies escomptées
devraient permettre de réaliser des économies de l’ordre de 20%, soit plus de CHF 5
millions par an. 14

ANDERES
DATUM: 18.03.2005
ELIE BURGOS

Le nombre de vols militaires et le bruit occasionné par ceux-ci aux abords des
aérodromes de Payerne (VD) et de Sion (VS) ont continué de susciter de vives
oppositions de la part des riverains. Le conseiller fédéral Samuel Schmid, qui s’est
rendu à Sion pour discuter avec les différentes parties au mois d’avril, a annoncé que la
piste serait rallongée pour limiter les décollages des F/A-18 par postcombustion et que
des travaux seraient entrepris de suite pour lutter contre les nuisances sonores. Suite
aux oppositions des riverains au développement civil de l’aérodrome de Payerne,
l’armée est revenue sur sa décision d’augmenter le nombre de vols de 11'000 par an à
13'900, d’ici à 2010. Si elle a ainsi supprimé quelque 3'000 mouvements de Tiger, elle
n’a pas baissé le nombre de vols prévus pour les F/A-18. 15

ANDERES
DATUM: 28.04.2007
ELIE BURGOS

Dix militaires d'une compagnie de sûreté du transport aérien ont été victimes d'un
accident de canot sur la rivière Kander, à Wimmis (BE) au mois de juin. Quatre soldats
ont été repêchés morts et un porté disparu. Afin d’éviter qu’un tel événement ne se
reproduise, le chef de l’armée, Roland Nef, a décidé trois jours plus tard d’interdire
avec effet immédiat tous les exercices n’ayant pas de lien direct avec la mission
centrale de l’instruction. 16

ANDERES
DATUM: 13.06.2008
ELIE BURGOS

Suite aux accidents de la Kander et de la Jungfrau qui ont vu 11 militaires se tuer (voir
ici), l’armée a mis en place des cours de formation de gestion du risque pour les cadres
de l’armée. Les partis de gauche ont estimé que cette réaction n’était pas suffisante ou
était sous-développée. 17

ANDERES
DATUM: 12.06.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

En août, Ueli Maurer a présenté sa vision des réformes à mener dans l’armée. Il a dit
vouloir réduire les effectifs à 80'000 hommes contre les 120'000 du moment. Cette
annonce pouvait paraître surprenante car sa propre vision et celle de son parti poussait
plutôt à une augmentation du nombre de militaire au sein d’une armée de milice
traditionnelle. Il a également souhaité cibler les interventions internationales sur les
compétences spécifiques de l’armée suisse (sanitaire, sauvetage et protection
atomique et chimique) et réduire les moyens octroyés aux armes lourdes (artillerie et
chars). 18

ANDERES
DATUM: 17.08.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Im August 2014 gab die Armee bekannt, ab Anfang 2015 grundsätzlich Schweizer
Lebensmittel zur Verpflegung der Armeeangehörigen verwenden zu wollen. Dazu
wurde der Verpflegungskredit um CHF 0.25 pro Person und Tag erhöht, was einem
Gesamtvolumen von CHF 1.5 Mio. entspricht. Ab 2015 stehen pro Person und Tag neu
CHF 8.75 statt 8.50 zur Verfügung. Vor allem für Brot, Eier, Käse und weitere
Milchprodukte wird auf eine regionale Herkunft geachtet, für Fleisch sollen die Labels
„Suisse Garantie“ und „Schweizer Geflügel“ massgeblich werden und Fisch soll aus
nachhaltiger Fischerei bezogen werden, wofür die Gütezeichen “MSC“ und „ASC“ als
Referenz gelten sollen. Zwar seien bisher schon vorwiegend Lebensmittel
schweizerischer Provenienz auf die Teller der Armeeangehörigen gekommen, jedoch
sah sich die Armeeführung in der Pflicht, Lösungen zu suchen: Zusammen mit dem
Schweizer Tierschutz STS, dem Schweizer Bauernverband, der Proviande sowie dem
Schweizerischen Bäcker-Confiseurmeister-Verband fand man zu Gesprächen
zusammen. Auslöser waren Beobachtungen, dass vor allem im Geflügelbereich vermehrt
ungarische Produkte verwendet wurden, welche in Aufzucht und Haltung nicht den in
Tierschutzverordnungen gesetzlich vorgeschriebenen Standards entsprachen. 19

ANDERES
DATUM: 18.08.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die seit 2012 gängige Pflicht, sich bei Dienstantritt aus Sicherheitsgründen mittels eines
gültigen amtlichen Dokuments auszuweisen, wurde ins Dienstreglement aufgenommen.
Mit der Revision wurden neu einerseits die Ausweispflicht der Angehörigen der Armee
sowie andererseits die Identitätskontrollpflicht der Schweizer Armee im
Dienstreglement geregelt. Dies hatte der Bundesrat in seiner Sitzung am 19. November
2014 beschlossen. 20

ANDERES
DATUM: 19.11.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ende März 2016 trat der Chef der Armee (CdA), Korpskommandant André Blattmann
zurück. Seine vorzeitige Demission wurde auf Ende März 2017 festgelegt. Blattmann war
seit 2009 CdA und davor seit zwei Jahrzehnten in der Armeeorganisation engagiert,
zunächst als Kommandant einer Rekrutenschule, später in diversen Stabsfunktionen. Als
Grund für seinen Rücktritt wurde die anstehende Umsetzung der Weiterentwicklung
der Armee (WEA) genannt, die durch eine andere Person angetrieben werden solle.
Etwas anders wurde der Abgang Blattmanns in der Presse kommentiert, wo unter
anderem auch das Verhältnis zum neuen VBS-Vorsteher Parmelin angesprochen wurde
(„Parmelin räumt auf”). Der Wechsel erfolgte in gegenseitigem Einvernehmen, wie beide
Herren stets betonten. Der Zeitpunkt sei geeignet, weil so eine neue Armeespitze die
WEA umsetzen könne und nicht jene dies tun würde, welche die WEA auch geplant
habe. Ein neuer CdA soll durch eine Findungskommission gesucht werden. 21

ANDERES
DATUM: 23.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ein halbes Jahr nach Bekanntwerden des Rücktritts von Armeechef Blattmann gab der
Bundesrat bekannt, Philippe Rebord zum neuen CdA gewählt zu haben. Unter
Beförderung zum Korpskommandanten werde der Divisionär das Amt per 1. Januar 2017
antreten. Rebord trat 1985 in die Armee ein, wo er zunächst als Instruktor tätig war, ehe
er Stabschef der Generalstabsschulen wurde. Ab 2009 kletterte der Romand weiter die
armeeinterne Karriereleiter hoch und war seit April 2016 bereits stellvertretender CdA. 
Die Besetzung dieser Schlüsselposition rief unterschiedliche mediale Resonanz hervor.
Deutschschweizer Medien schrieben über eine Übernahme der Armee durch
Westschweizer (weil mit VBS-Chef Parmelin ebenfalls ein Romand en Charge ist) und
kolportierten Kritik aus (Deutschschweizer) Armeekreisen. Grundsätzlich stiess der
Personalentscheid jedoch auf positiven Widerhall, gerade auch in Westschweizer
Medien. Der Verteidigungsminister sah sich jedoch gleichwohl bemüssigt, zu betonen,
dass der Entscheid auf die Kompetenzen des Kandidaten und nicht auf die Sprachen-
Frage zurückzuführen sei. Einig war sich die Tagespresse am Folgetag der Ernennung
darüber, dass der neue CdA zahlreiche Hürden zu meistern haben werde. 22

ANDERES
DATUM: 16.09.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Kantone prüfen einen obligatorischen Orientierungstag für Frauen. Dies wurde am
Jahrestreffen 2017 der Regierungskonferenz Militär Zivilschutz Feuerwehr (RK MZF) in
Lugano bekannt gegeben. Jungen Frauen steht es bereits offen, sich freiwillig an den
Orientierungstagen zu beteiligen, neu sollte dieser Anlass jedoch obligatorisch erklärt
werden. Der Militärdienst selbst wäre weiterhin fakultativ. Man wolle so das Potenzial
junger Schweizerinnen besser ausschöpfen, hiess es seitens der
Militärdirektorenkonferenz. Dafür soll eine Studie in Auftrag gegeben werden. 
Mit dem Projekt sollen die personelle und finanzielle Umsetzbarkeit geprüft werden

ANDERES
DATUM: 22.05.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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sowie die rechtlichen Bedingungen abgeschätzt werden, die eine Einführung eines
obligatorischen Orientierungstages für Schweizerinnen bedingen würden. Eine
mögliche Umsetzung war nicht für früher als 2020 erwartet worden. 
Kritik liess nicht lange auf sich warten. In der NZZ äusserte Edith Graf-Litscher (sp, TG)
ihr Unverständnis über «dieses verwässerte Obligatorium». Auch die GSoA äusserte
sich gegen dieses Vorhaben. Die Armeegegner sahen darin die Absicht des VBS,
«längerfristig auf eine Ausweitung der Wehrpflicht auf Frauen» hinzuarbeiten.
Der Vorschlag, der vom Verteidigungsminister unterstützt wurde, tangiert auch Fragen
bezüglich der künftigen Ausgestaltung des Dienstpflichtsystems sowie auch genereller
die Attraktivität des Militärdienstes. Eine Anfang Jahr von der SiK-NR eingereichte
Motion «auch Frauen zu den Orientierungstagen der Armee einladen» (17.3005) war im
April zurückgezogen worden. 23

Gut ein Jahr nach der ersten Stellungnahme des Bundesrates zur Zukunft der
Dienstpflicht, respektive zum entsprechenden Bericht der Studiengruppe, äusserte
sich die Regierung ausführlicher zum Stand der Arbeiten und zu den nächsten
Schritten. Es ging dabei um die langfristige Entwicklung der personellen Alimentierung
von Armee und Zivilschutz. Im Fokus stand nach wie vor das «norwegische Modell» mit
einer Ausweitung der grundsätzlichen Militärdienst- und Schutzdienstpflicht auf
Schweizer Frauen. Effektiv Dienst leisten müssten in diesem Modell aber nur diejenigen
Personen, die in Armee und Zivilschutz tatsächlich gebraucht würden. Die Inklusion von
Frauen – so die Argumentation des Bundesrates – sei jedoch sowohl von
sicherheitspolitischer als auch von gesellschaftspolitischer Relevanz und sie müsse
vertieft geprüft werden. Die Dienstpflicht auf junge Schweizerinnen auszudehnen, kam
für die Regierung also grundsätzlich in Frage. Gleichzeitig hielt der Bundesrat fest, dass
keine unmittelbare Notwendigkeit bestehe, die Dienstpflicht anzupassen. Das Prinzip
des freiwilligen Dienstes der Frauen soll zu diesem Zeitpunkt nicht angetastet werden.
Frauen, die Dienst leisten wollen, sollen dennoch verstärkt gefördert werden.
Im Vordergrund stand vorerst die personelle Sicherung des Armeebedarfs mit dem Ziel,
die Quote der Dienstleistenden pro Jahrgang möglichst hoch zu halten. Dazu gehören
auch Massnahmen, wie die Abgänge von der Armee hin zum Zivildienst zu verhindern
oder die Zahl der medizinischen Abgänge aus Rekrutenschulen zu verringern.
Bezüglich der zur Disposition stehenden Dienstpflicht-Modelle setzte die Regierung
vorerst auf das sogenannte Modell «Status quo plus», wobei jedoch nicht sämtliche von
der Studiengruppe vorgeschlagenen Empfehlungen zur Umsetzung gebracht werden
sollen. Damit wollte man eine Verfassungsänderung umgehen, oder zumindest noch
hinausschieben. Einige Hoffnung setzte die Regierung ins norwegische Modell,
respektive wurde dieses als «innovativ und zukunftsweisend» bezeichnet.
Bis 2020 sollen weitere Schritte erfolgen, namentlich wurde das VBS beauftragt, die
langfristige Entwicklung der Alimentierung von Armee und Zivilschutz mit qualifizierten
Dienstpflichtigen aufzuzeigen. Ebenfalls berücksichtigt werden sollen die Auswirkungen
der WEA. Erst auf diesen Erkenntnissen beruhend soll in puncto Zukunft der
Dienstpflicht weitergemacht werden. 24

ANDERES
DATUM: 28.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Seit einigen Jahren arbeitet der Bund, gemeinsam mit mehreren weiteren Akteuren, an
verschiedenen Programmen zur Bewältigung neuer Bedrohungen aus dem digitalen
Raum. Diesen als „Cyber-Risiken” umschriebenen, im Zuge der Digitalisierung vermehrt
auftretenden Komplikationen und/oder Angriffen wird unter anderem auch mit einer
Cyber-Strategie begegnet. Diese Strategie wird dezentral umgesetzt, wobei die Melde-
und Analysestelle Informationssicherung (MELANI) eine zentrale Rolle innehat. Damit ist
aufgrund des Kooperationsmodells bei MELANI zwischen ISB und NDB direkt auch der
Nachrichtendienst des Bundes involviert. Innerhalb des VBS hat aber auch die Armee
den Auftrag, sensible IT-Infrastrukturen und Systeme zu schützen. Dafür wurde bis
anhin auf die Nutzung sicherer Netze vertraut, gerade auch im militärischen
Tagesbetrieb. Zur Informations- und Objektsicherheit wurde zudem innerhalb des
Verteidigungsdepartementes eine gleichnamige Stelle eingerichtet. Um nun der
weiteren Entwicklung im Cyberbereich zu begegnen, wurde ein Aktionsplan Cyber-
Defence ausgearbeitet. Diese auf Anregung von Departementsvorsteher Guy Parmelin
2016 lancierte Massnahme soll bis 2020 umgesetzt werden und die bereits laufenden
Vorgänge im Rahmen der nationalen Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-
Risiken ergänzen.

Der Aktionsplan Cyber-Defence ist ein rein auf das VBS bezogenes Strategiepapier, das
mit einer Standortbestimmung im Sommer 2016 angestossen worden war und im

ANDERES
DATUM: 09.11.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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folgenden Herbst eine Strategie hervorgebracht hatte, deren Umsetzungsplan im
Sommer 2017 verabschiedet wurde. Gemäss dem Aktionsplan ist dieser vorerst als
Orientierungshilfe anzusehen, er bedeute jedoch einen zwingenden ersten Schritt, weil
eine Anpassung an neue „Herausforderungen im Cyber-Raum ein wichtiges Thema
unserer Sicherheitspolitik geworden ist.”
Als operative Ziele wurden drei Bereiche definiert. Das VBS soll erstens seine eigenen
Systeme und Infrastrukturen jederzeit schützen und verteidigen können. Zweitens soll
es möglich werden, militärische und nachrichtendienstliche Operationen im Cyber-
Raum durchzuführen. Ferner sollen drittens zivile Behörden im Falle von Cyber-
Angriffen unterstützt werden können. Diese Zielvorgaben verlangen jedoch eine
genügende Ausstattung mit finanziellen, aber auch personellen Ressourcen – ein
Unterfangen, das auf der politischen Bühne auszutragen sein wird. 

Die Rekrutierung von geeignetem Milizpersonal beispielsweise mittels neu zu
schaffender Cyber-RS, wie im Parlament inzwischen gefordert wurde, wurde im
Aktionsplan als nicht zielführend beschrieben. Im Papier ist von einem Bedarf von 166
Stellen die Rede, wovon etwa 100 neu zu schaffen wären. Bezüglich Finanzierung
wurden keine präzisen Zahlen genannt, eine Schätzung geht jedoch von etwa 2 Prozent
des Jahresbudgets des VBS aus. Ob der gesamte Bereich der Cyber-Abwehr, also auch
ausserhalb des VBS und der Armee, durch ein Cybersecurity-Kompetenzzentrum
organisiert werden könnte, wurde im Aktionsplan nicht genauer ausgeführt. Unter der
Bezeichnung „CYD-Campus” wurde jedoch eine Plattform zur vertieften
Zusammenarbeit skizziert, deren Entwicklung noch abgewartet werden muss. 25

Einen obligatorischen Orientierungstag für Frauen einzuführen, war ein Jahr nach der
Ankündigung nicht mehr mehrheitsfähig. Die Regierungskonferenz Militär Zivilschutz
Feuerwehr (RK MZF) ist inzwischen von der Idee abgerückt und beschloss an der
Jahreskonferenz 2018, dies nicht länger verfolgen zu wollen. Ausschlaggebend war,
unter anderem, ein externes Rechtsgutachten. Darin wurde spezifiziert, dass eine
Verfassungsänderung nötig wäre. Offensichtlich wollten die Militärdirektorinnen und
Militärdirektoren diesen Weg nicht beschreiten. Stattdessen wurden die Kantone
verpflichtet, alle jungen Frauen zum Orientierungstag einzuladen. Er soll jedoch nach
wie vor freiwillig bleiben. Diverse Sicherheitspolitiker und -politikerinnen kamen in der
Presse zu Wort. Einig war man sich, dass die Armee grundsätzlich noch mehr tun
könnte, um Frauen anzusprechen. Corina Eichenberger (fdp, AG) regte in der Luzerner
Zeitung an, dass die Armee mehr Werbung machen müsse. Beat Flach (glp, AG) könnte
sich vorstellen, dass frauenspezifische Anlässe, etwa an Schulen, hilfreich sein könnten.
Es reiche nicht, den Frauen «einfach einen Brief zu schreiben». 26

ANDERES
DATUM: 05.05.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Fanny Chollet devient la première femme pilote de chasse de Suisse. La premier-
lieutenant a réussi son brevet de pilote fin 2017, puis a enchaîné avec une formation sur
F/A-18. Elle s'était auparavant entraînée sur PC-7 et PC-21. Elle est la dixième pilote à
être formée par l'armée. Cette possibilité est offerte depuis 2004 pour les femmes. 27

ANDERES
DATUM: 19.02.2019
DIANE PORCELLANA

Thomas Süssli a été nommé au poste de chef de l'Armée par le Conseil fédéral. Le 1er
janvier 2020, il prendra la relève de Philippe Rebord qui quitte sa fonction en raison de
problèmes de santé. 
Laborantin de formation, Süssli se réoriente dans le domaine bancaire et se spécialise
dans l'informatique. Après son instruction en tant qu'officier et un engagement pour
l'ONU, il rejoint en 2008 l'état-major de la brigade logistique 1 comme sous-chef
d'état-major de la logistique et remplaçant du commandant. En 2015, il réintègre le
corps des officiers de carrière et est nommé commandant de la brigade logistique 1
avec promotion au grade de brigadier. Trois ans plus tard, il est promu divisionnaire et
devient chef de la Base d'aide au commandement. Parmi les treize autres candidats et
candidates en lice pour le poste, figurait la brigadière valaisanne Germaine Seewer, la
femme la plus haute gradée en Suisse. Elle a failli être nommée par Viola Amherd, qui a
justifié son choix en faveur du milicien pour ses expériences, civiles, militaires et ses
connaissances dans le domaine cyber. La SSO a exprimé sa surprise, mais juge le choix
«pertinent». Thomas Süssli profitera des quelques mois qui lui restent avant son entrée
en fonction, pour améliorer son français. 28

ANDERES
DATUM: 04.09.2019
DIANE PORCELLANA
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Le Conseil fédéral a chargé le DDPS de lancer un projet pilote pour la mise en place
d'un système de communication mobile de sécurité à large bande (CMS). L'objectif est
de déterminer comment, en cas de crise ou de surcharge du réseau mobile existant, la
communication entre les organisations d'intervention peut être garantie. Actuellement,
la Suisse ne dispose d'aucun système à large bande uniforme et fiable, qui soit efficace
en toute situation. L'OFPP confirme que la mise en place d'un CMS est urgente. Il
viendrait compléter le système national d'échange de données sécurisé et le réseau
radio de sécurité Polycom. Le DDPS soumettra une proposition au Conseil fédéral d'ici
fin 2023. 29

ANDERES
DATUM: 29.01.2020
DIANE PORCELLANA

La conseillère fédérale Viola Amherd a chargé Thomas Süssli de lui présenter – avec
l'ensemble du commandement de l'armée – une stratégie axée sur le genre. Ayant la
promotion des femmes dans l'armée à coeur, sa requête fait suite à un audit interne
visant à déterminer quelles sont les mesures qui ont déjà été prises à ce sujet. Le
rapport suggère – pour que les différentes actions en place soient soutenues –
d'élaborer une stratégie en la matière. Le Chef de l'armée soutient cette initiative. Dans
une interview accordée au journal Tages-Anzeiger, il précise qu'il s'agit de rendre
l'armée accessible «à tout le monde» et non pas seulement pour les femmes. A long
terme, il peut s'imaginer que l'armée soit ouverte aux étrangers et aux étrangères. 30
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La stratégie nationale de protection ABC pour la Suisse  de 2007 – a été complètement
remodelée par la Commission fédérale pour la protection ABC (ComABC) – afin de tenir
compte des nouveaux développements technologiques, de l’évolution de la situation
mondiale en termes de sécurité et l’augmentation du risque d’épidémie. Elle s’articule
à présent autour de quatre axes centraux: «simplifier la protection ABC»,
«interconnecter les prestations», «accroître et étendre les capacités» et «sensibiliser,
motiver et informer» – pour augmenter l’efficacité en matière de maîtrise
d’événements ABC et de préparation. Elle vise l’ensemble des acteurs ou organisations
concernés par la protection des êtres humains, des animaux, de l’environnement et des
biens dans le domaine ABC. 31
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Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturgefahren

Pour la première fois, des formations militaires suisses et françaises ont accompli un
exercice commun de lutte contre les catastrophes naturelles destiné à développer la
coopération et la coordination transfrontalières. Le scénario envisagé à cette occasion
a porté sur un séisme dans la région d'Annecy nécessitant des actions dans les
domaines du sauvetage de personnes ensevelies et de la protection face à la montée
des eaux du Rhône. Quelque 500 militaires helvétiques ont été engagés dans cet
exercice. 32
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